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in dem Bewusstsein, dass Autismus eine lebenslang an-
dauernde Entwicklungsstörung ist, die sich in den ersten drei
Lebensjahren manifestiert und auf eine neurologische Stö-
rung zurückzuführen ist, die sich auf die Gehirnfunktion aus-
wirkt, von der hauptsächlich Kinder in vielen Ländern unab-
hängig von Geschlecht, Rasse und sozioökonomischer Stel-
lung betroffen sind und die durch Beeinträchtigungen der so-
zialen Interaktion, Probleme bei der verbalen und nonverba-
len Kommunikation und eingeschränkte, repetitive Verhal-
tensweisen, Interessen und Aktivitäten gekennzeichnet ist166,

in großer Sorge über die weite Verbreitung und die hohe
Zahl der von Autismus betroffenen Kinder in allen Weltregio-
nen und über die Herausforderungen auf dem Gebiet der Ent-
wicklung, die sich daraus für die von den Regierungen, nicht-
staatlichen Organisationen und dem Privatsektor durchge-
führten langfristigen Gesundheits-, Aus- und Fortbildungs-
und Interventionsprogramme ergeben, sowie über die enor-
men Auswirkungen auf die Kinder, ihre Familien, Gemein-
wesen und Gesellschaften,

unter Hinweis darauf, dass Früherkennung sowie geeigne-
te Forschungs- und Interventionsmaßnahmen für das Wachs-
tum und die Entwicklung der einzelnen Betroffenen von ent-
scheidender Bedeutung sind,

1. beschließt, den 2. April zum Welttag der Aufklärung
über Autismus zu erklären, der ab 2008 jährlich zu begehen
ist;

2. bittet alle Mitgliedstaaten, zuständigen Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen und sonstigen inter-
nationalen Organisationen sowie die Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der nichtstaatlichen Organisationen und des Pri-
vatsektors, den Welttag der Aufklärung über Autismus in an-
gemessener Weise zu begehen, um die Öffentlichkeit stärker
für Autismus zu sensibilisieren;

3. legt den Mitgliedstaaten nahe, in der gesamten Ge-
sellschaft, einschließlich auf der Ebene der Familien, das Be-
wusstsein für den Autismus bei Kindern durch entsprechende
Maßnahmen zu schärfen;

4. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution allen
Mitgliedstaaten und Organisationen der Vereinten Nationen
zur Kenntnis zu bringen.

RESOLUTION 62/140
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/435,
Ziff. 32)167.

62/140. Mädchen
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/141 vom 16. De-
zember 2005 und alle einschlägigen Resolutionen, ein-
schließlich der vereinbarten Schlussfolgerungen der Kom-
mission für die Rechtsstellung der Frau, insbesondere soweit
sie sich auf Mädchen beziehen,

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Gleichberechtigung von Frauen und Männern,

unter Hinweis auf alle Menschenrechts- und sonstigen
Übereinkünfte, die sich auf die Rechte des Kindes, insbeson-
dere die Rechte von Mädchen, beziehen, einschließlich des
Übereinkommens über die Rechte des Kindes168 und des
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau169 sowie der dazugehörigen Fakultativproto-
kolle170,

166 Siehe die von der dreiundvierzigsten Weltgesundheitsversammlung
im Mai 1990 gebilligte Internationale statistische Klassifikation der
Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme, 10. Revision (Un-
terkategorien F84.0 und F84.1).

167 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bosnien
und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile,
China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik
Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finn-
land, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Griechenland, Guatemala,
Haiti, Honduras, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jor-
danien, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan,
Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Mauriti-
us, Mexiko, Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Na-
mibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Panama, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Rumänien, Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien,
Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suriname, Swasi-
land, Thailand, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und Zypern. 
168 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996
Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
169 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS
1999 1579.
170 Ebd., Vol. 2171 und 2173, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 1222; öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006
5441 (Protokoll gegen Kinderhandel); dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl.
2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579 (Protokoll über
Kinder in bewaffneten Konflikten); und ebd., Vol. 2131, Nr. 20378.
Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBl.
2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000.
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erfreut darüber, dass das Übereinkommen über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen171 zur Unterzeichnung auf-
gelegt wurde, insbesondere da die spezifische Lage von Mäd-
chen mit Behinderungen darin ausdrücklich anerkannt wird,

in Bekräftigung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, sowie der sich auf Mädchen beziehenden Verpflichtungen,
die auf dem Weltgipfel 2005 eingegangen wurden172,

sowie in Bekräftigung des Ergebnisdokuments der sieben-
undzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung über
Kinder „Eine kindergerechte Welt“173, der Verpflichtungser-
klärung zu HIV/Aids „Globale Krise – Globale Antwort“, die
auf der sechsundzwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung über HIV/Aids verabschiedet wurde174, und der
Politischen Erklärung von 2006 zu HIV/Aids175,

ferner in Bekräftigung aller weiteren sich auf Mädchen
beziehenden Ergebnisse der großen Gipfeltreffen und Konfe-
renzen der Vereinten Nationen sowie ihrer fünfjährlichen und
zehnjährlichen Überprüfungen, einschließlich der Erklä-
rung176 und der Aktionsplattform von Beijing177, die auf der
Vierten Weltfrauenkonferenz verabschiedet wurden, der Er-
gebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der General-
versammlung „Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung
und Frieden für das 21. Jahrhundert“178, des Aktionspro-
gramms der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und
Entwicklung179, des Aktionsprogramms des Weltgipfels für
soziale Entwicklung180 und der Erklärung, die die Kommis-
sion für die Rechtsstellung der Frau auf ihrer neunundvierzig-
sten Tagung 2005 verabschiedete181,

in Bekräftigung des auf dem Weltbildungsforum 2000
verabschiedeten Rahmenaktionsplans von Dakar182,

unter Begrüßung der Studie des vom Generalsekretär er-
nannten unabhängigen Experten über Gewalt gegen Kinder183

und der eingehenden Studie des Generalsekretärs über alle
Formen der Gewalt gegen Frauen184 und Kenntnis nehmend
von den darin enthaltenen Empfehlungen,

in der Erkenntnis, dass die Beseitigung der Armut die
größte globale Herausforderung ist, mit der die Welt heute
konfrontiert ist, und dass sie insbesondere für die Entwick-
lungsländer eine unabdingbare Voraussetzung für eine nach-
haltige Entwicklung ist, sowie in der Erkenntnis, dass chroni-
sche Armut nach wie vor das größte Hindernis ist, das sich
der Deckung der Bedürfnisse von Kindern und der Förderung
und dem Schutz ihrer Rechte entgegenstellt, und dass daher
dringend nationale und internationale Maßnahmen ergriffen
werden müssen, um sie zu beseitigen,

sowie in der Erkenntnis, dass für Mädchen häufig das Ri-
siko höher ist, verschiedenen Formen von Diskriminierung
und Gewalt ausgesetzt zu sein und zu begegnen, und in Be-
kräftigung der Notwendigkeit, die Gleichstellung der Ge-
schlechter zu verwirklichen, um zu gewährleisten, dass Mäd-
chen in einer gerechten, fairen Welt aufwachsen, so auch
durch partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Männern und
Jungen als einer wichtigen Strategie zur Förderung der Rech-
te von Mädchen,

ferner in der Erkenntnis, dass die Ermächtigung von Mäd-
chen die entscheidende Voraussetzung dafür ist, den Kreis-
lauf der Diskriminierung und Gewalt zu durchbrechen und
die volle und effektive Ausübung ihrer Menschenrechte zu
fördern und zu schützen, und ferner in der Erkenntnis, dass
die Ermächtigung von Mädchen die aktive Unterstützung und
Mitwirkung ihrer Eltern, Vormünder und Familien, von Jun-
gen und Männern sowie des breiteren Umfelds erfordert,

zutiefst besorgt über die Diskriminierung von Mädchen
und die Verletzung ihrer Rechte, was oftmals dazu führt, dass
Mädchen weniger Zugang zu Bildung und Nahrung sowie zu
Gesundheitsversorgung bei körperlichen und psychischen
Krankheiten haben, dass sie in der Kindheit und der Jugend
weniger Rechte, Chancen und Vorteile als Jungen genießen
und mehr als Jungen unter den Folgen ungeschützter und
frühzeitiger Sexualkontakte leiden und oftmals zu Opfern
verschiedener Formen kultureller, sozialer, sexueller und
wirtschaftlicher Ausbeutung sowie von Gewalt, Missbrauch,
Vergewaltigung, Inzest, Ehrenverbrechen und schädlichen
traditionellen Praktiken wie der Tötung weiblicher Neugebo-
rener, der Frühverheiratung, der Zwangsheirat, der vorgeburt-

171 Resolution 61/106, Anlage I. Amtliche deutschsprachige Fassung:
öBGBl. III Nr. 155/2008.
172 Siehe Resolution 60/1.
173 Resolution S-27/2, Anlage.
174 Resolution S-26/2, Anlage.
175 Resolution 60/262, Anlage.
176 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15
September 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13),
Kap. I, Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/ Depts/german/conf/beijing/anh_1.html.
177 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/beijing/anh_2.html.
178 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
179 Report of the International Conference on Population and Develop-
ment, Cairo, 5–13 September 1994 (United Nations publication, Sales
No. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
180 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6–12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum6.htm.
181 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
edec-2005-232.pdf.

182 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organi-
zation, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal,
26–28 April 2000 (Paris 2000).
183 Siehe A/61/299 und A/62/209.
184 A/61/122 und Add.1 und Add.1/Corr.1.
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lichen Geschlechtsselektion und der Verstümmelung weibli-
cher Genitalien werden,

sowie zutiefst besorgt darüber, dass die Verstümmelung
weiblicher Genitalien eine nicht wiedergutzumachende, un-
umkehrbare schädliche Praxis ist, von der derzeit mehr als
130 Millionen Frauen und Mädchen betroffen sind, und dass
jedes Jahr weitere 2 Millionen Mädchen dem Risiko ausge-
setzt sind, diesem schädlichen Eingriff unterzogen zu werden,

ferner zutiefst besorgt darüber, dass Mädchen in Situatio-
nen von Armut, Krieg und bewaffneten Konflikten mit am
stärksten betroffen sind und darüber hinaus Opfer sexueller
Gewalt, sexuellen Missbrauchs und sexueller Ausbeutung so-
wie sexuell übertragbarer Krankheiten, einschließlich HIV/
Aids, werden, wodurch ihre Lebensqualität ernsthaft beein-
trächtigt wird und sie weiterer Diskriminierung, Gewalt und
Vernachlässigung ausgesetzt sind und somit ihre Fähigkeiten
nicht voll entfalten können,

betonend, dass die Anfälligkeit von Jugendlichen, insbe-
sondere Mädchen, für vermeidbare Krankheiten, insbesonde-
re HIV/Aids-Infektion und sexuell übertragbare Krankheiten,
drastisch verringert wird, wenn sie besseren Zugang zu Auf-
klärung, einschließlich auf dem Gebiet der sexuellen und re-
produktiven Gesundheit, erhalten,

besorgt über die wachsende Zahl von Haushalten, denen
Kinder vorstehen, insbesondere verwaiste Mädchen, nament-
lich auch durch die HIV/Aids-Pandemie zu Waisen geworde-
ne Mädchen,

zutiefst besorgt darüber, dass frühe Mutterschaft und der
eingeschränkte Zugang zu einer Versorgung auf dem Ge-
biet der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, ein-
schließlich bei geburtshilflichen Notfällen, zu einem häufi-
gen Auftreten von Geburtsfisteln sowie zu hoher Mütter-
sterblichkeit und -morbidität führen,

davon überzeugt, dass Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende
Intoleranz gegenüber Frauen und Mädchen in differenzierter
Weise zutage treten und zu den Faktoren gehören können, die
für die Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen, Armut,
Gewalt, vielfältige Formen der Diskriminierung und die Ein-
schränkung oder Verweigerung ihrer Menschenrechte verant-
wortlich sind,

unter Begrüßung der Abhaltung der Gedenk-Plenartagung
auf hoher Ebene zur Weiterverfolgung der Ergebnisse der
Sondertagung über Kinder am 11. und 12. Dezember 2007,

1. betont, dass die Rechte, die den Mädchen in den
Menschenrechtsübereinkünften gewährleistet werden, in vol-
lem Umfang dringend verwirklicht werden müssen, und for-
dert die Staaten nachdrücklich auf, die Unterzeichnung und
Ratifikation des Übereinkommens über die Rechte des
Kindes168 und des Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau169 beziehungsweise den
Beitritt dazu mit Vorrang zu erwägen;

2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Unter-
zeichnung und Ratifikation des Fakultativprotokolls zu dem
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau185 und der Fakultativprotokolle zu dem
Übereinkommen über die Rechte des Kindes186 beziehungs-
weise den Beitritt dazu zu erwägen;

3. fordert die Staaten auf, die Unterzeichnung und Ra-
tifikation des Übereinkommens über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen171 und des dazugehörigen Fakulta-
tivprotokolls187 beziehungsweise den Beitritt dazu zu erwä-
gen;

4. fordert alle Staaten, die das Übereinkommen der In-
ternationalen Arbeitsorganisation von 1973 über das Min-
destalter für die Zulassung zur Beschäftigung (Übereinkom-
men 138) und ihr Übereinkommen von 1999 über das Verbot
und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimm-
sten Formen der Kinderarbeit (Übereinkommen 182) noch
nicht unterzeichnet und ratifiziert haben beziehungsweise
diesen Übereinkommen noch nicht beigetreten sind, nach-
drücklich auf, dies zu erwägen;

5. fordert alle Regierungen und das System der Verein-
ten Nationen nachdrücklich auf, auf bilateraler Ebene und zu-
sammen mit internationalen Organisationen und privaten Ge-
bern verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die Ziele
des Weltbildungsforums182, die noch nicht voll erfüllt worden
sind, insbesondere die Beseitigung geschlechtsspezifischer
Disparitäten bei der Grund- und Sekundarschulbildung bis
zum Jahr 2005, zu verwirklichen und zu diesem Zweck die
Initiative der Vereinten Nationen für Mädchenbildung umzu-
setzen, und fordert die Umsetzung der in der Millenniums-Er-
klärung der Vereinten Nationen188 enthaltenen Verpflichtun-
gen, insbesondere im Bildungsbereich, und bekräftigt diese
Verpflichtungen;

6. fordert die Staaten und die internationale Gemein-
schaft auf, das Recht auf Bildung auf der Grundlage der
Chancengleichheit und der Nichtdiskriminierung anzuerken-
nen, indem der Grundschulbesuch obligatorisch und für alle
Kinder unentgeltlich gemacht wird, indem sichergestellt
wird, dass alle Kinder Zugang zu einer hochwertigen Bildung
haben und dass eine Sekundarschulbildung allgemein verfüg-
bar und für alle zugänglich ist, insbesondere durch die schritt-
weise Einführung der kostenlosen Bildung, eingedenk des-
sen, dass besondere Maßnahmen zur Gewährleistung des
gleichberechtigten Zugangs, einschließlich gezielter Förder-

185 United Nations, Treaty Series, Vol. 2131, Nr. 20378. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBl. 2002
Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000.
186 Ebd., Vol. 2171 und 2173, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 1222; öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006
5441 (Protokoll gegen Kinderhandel); dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl.
2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579 (Protokoll über
Kinder in bewaffneten Konflikten).
187 Resolution 61/106, Anlage II. Amtliche deutschsprachige Fassung:
öBGBl. III Nr. 155/2008.
188 Siehe Resolution 55/2.
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maßnahmen, zur Herbeiführung der Chancengleichheit und
zur Bekämpfung der Ausgrenzung beitragen, und indem der
Schulbesuch sichergestellt wird, insbesondere für Mädchen
sowie für Kinder aus Familien mit niedrigem Einkommen;

7. fordert alle Staaten auf, Maßnahmen zur Beseiti-
gung der in Ziffer 33 der Weiteren Maßnahmen und Initiati-
ven zur Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform
von Beijing189 genannten Hindernisse zu ergreifen, die die
Verwirklichung der in der Aktionsplattform von Beijing177

festgelegten Ziele auch weiterhin erschweren, gegebenenfalls
auch durch die Verstärkung der einzelstaatlichen Mechanis-
men für die Durchführung von Politiken und Programmen zu
Gunsten von Mädchen, und in einigen Fällen die Koordinie-
rung zwischen den für die Verwirklichung der Menschen-
rechte von Mädchen verantwortlichen Institutionen zu ver-
bessern, wie in den Weiteren Maßnahmen und Initiativen an-
gegeben;

8. betont, wie wichtig es ist, eine sachbezogene Bewer-
tung der Umsetzung der Aktionsplattform von Beijing unter
dem Blickwinkel aller Lebensphasen durchzuführen, um
Lücken und Hindernisse im Umsetzungsprozess aufzuzeigen
und weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele der
Aktionsplattform auszuarbeiten;

9. fordert alle Staaten sowie die internationalen und
nichtstaatlichen Organisationen auf, einzeln und gemeinsam
die Aktionsplattform von Beijing, insbesondere die strategi-
schen Ziele, die sich auf Mädchen beziehen, und die Weiteren
Maßnahmen und Initiativen weiter umzusetzen und alle erfor-
derlichen Ressourcen und Unterstützungsmaßnahmen zu mo-
bilisieren, um die in der Erklärung176 und der Aktionsplatt-
form von Beijing enthaltenen Gesamtziele, strategischen Zie-
le und Maßnahmen zu verwirklichen;

10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Lage der
Mädchen, die in Armut leben, denen es an Nahrung, Wasser
und sanitären Einrichtungen mangelt und die keinen Zugang
zu einer gesundheitlichen Grundversorgung, Wohnraum, Bil-
dung, Partizipation und Schutz haben, zu verbessern, unter
Berücksichtigung dessen, dass ein gravierender Mangel an
Waren und Dienstleistungen zwar für jeden Menschen
schmerzlich, für Mädchen jedoch besonders bedrohlich und
schädlich ist und ihnen die Fähigkeit nimmt, ihre Rechte zu
genießen, ihr Potenzial voll zu entfalten und als vollwertige
Mitglieder am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben;

11. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, si-
cherzustellen, dass die geltenden Vorschriften der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation für die Erwerbstätigkeit von Mäd-
chen und Jungen eingehalten und wirksam durchgesetzt wer-
den und dass erwerbstätige Mädchen gleichberechtigten Zu-
gang zu menschenwürdiger Arbeit und gleicher Bezahlung
und Vergütung haben, vor wirtschaftlicher Ausbeutung, Dis-
kriminierung, sexueller Belästigung, Gewalt und Missbrauch
am Arbeitsplatz geschützt werden, sich ihrer Rechte bewusst

sind und Zugang zu schulischer und außerschulischer Bil-
dung, Kompetenzentwicklung und Berufsausbildung haben,
und fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, geschlech-
tersensible Maßnahmen, darunter gegebenenfalls nationale
Aktionspläne, auszuarbeiten, um die schlimmsten Formen der
Kinderarbeit zu beseitigen, namentlich gewerbsmäßige sexu-
elle Ausbeutung, sklavereiähnliche Praktiken, Zwangsarbeit
und Schuldknechtschaft, Kinderhandel und gefährliche For-
men der Kinderarbeit;

12. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die Gleich-
stellung der Geschlechter und den gleichberechtigten Zugang
zu grundlegenden sozialen Diensten wie Bildung, Ernährung,
Gesundheitsversorgung, namentlich auf dem Gebiet der sexu-
ellen und der reproduktiven Gesundheit, Impfungen und
Schutz vor den Krankheiten, die Hauptursachen der Sterb-
lichkeit sind, zu fördern und die Geschlechterperspektive in
alle Entwicklungspolitiken und -programme zu integrieren,
auch soweit sie Kinder und speziell Mädchen betreffen;

13. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf,
Rechtsvorschriften zu erlassen und durchzusetzen, die Mäd-
chen vor jeglicher Form der Gewalt und der Ausbeutung
schützen, namentlich vor der Tötung weiblicher Neugebore-
ner und der vorgeburtlichen Geschlechtsselektion, vor der
Verstümmelung weiblicher Genitalien, vor Vergewaltigung,
häuslicher Gewalt, Inzest, sexuellem Missbrauch, sexueller
Ausbeutung, Kinderprostitution und Kinderpornografie, Kin-
derhandel und Zwangsmigration, Zwangsarbeit sowie Früh-
verheiratung und Zwangsheirat, und altersgerechte, sichere
und vertrauliche Programme sowie medizinische, soziale und
psychologische Betreuungsdienste einzurichten, um Mäd-
chen zu helfen, die Gewalt und Diskriminierung ausgesetzt
sind;

14. fordert die Staaten nachdrücklich auf, umfassende,
disziplinübergreifende und koordinierte nationale Pläne, Pro-
gramme oder Strategien zur Beseitigung aller Formen von
Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu
erarbeiten, die weit verbreitet werden und Ziele und Zeitpläne
für die Umsetzung sowie wirksame innerstaatliche Verfahren
für den Vollzug der Rechtsvorschriften vorgeben sollten, und
zwar durch die Schaffung von Überwachungsmechanismen
unter Einbeziehung aller Beteiligten, namentlich auch durch
Konsultationen mit Frauenorganisationen, unter Berücksich-
tigung der sich auf Mädchen beziehenden Empfehlungen der
Sonderberichterstatterin des Menschenrechtsrats über Gewalt
gegen Frauen, deren Ursachen und deren Folgen und der Son-
derberichterstatterin über den Menschenhandel, insbesondere
den Frauen- und Kinderhandel, sowie der entsprechenden
Empfehlungen in der eingehenden Studie des Generalsekre-
tärs über alle Formen der Gewalt gegen Frauen184 und in der
Studie des unabhängigen Experten über Gewalt gegen
Kinder183;

15. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, si-
cherzustellen, dass Mädchen das Recht der Kinder, sich ent-
sprechend ihrem Alter und ihrer Reife zu äußern und an allen
sie betreffenden Angelegenheiten mitzuwirken, in vollem
Umfang und gleichberechtigt wahrnehmen können;189 Resolution S-23/3, Anlage.
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16. fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, Mäd-
chen, namentlich Mädchen mit besonderen Bedürfnissen, und
die sie vertretenden Organisationen gegebenenfalls an Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen und sie als vollwertige und
aktive Partner in die Ermittlung ihrer eigenen Bedürfnisse
und in die Ausarbeitung, Planung, Durchführung und Bewer-
tung von Politiken und Programmen zur Deckung dieser Be-
dürfnisse einzubeziehen;

17. ist sich dessen bewusst, dass eine beträchtliche Zahl
von Mädchen besonders schutzbedürftig ist, insbesondere so-
weit sie Waisen sind, auf der Straße leben, Binnenvertriebene
und Flüchtlinge sind, vom Kinderhandel sowie von sexueller
und wirtschaftlicher Ausbeutung betroffen sind, mit HIV und
Aids leben oder inhaftiert sind und ohne elterliche Unterstüt-
zung leben, und fordert die Staaten daher nachdrücklich auf,
gegebenenfalls mit Unterstützung der internationalen Ge-
meinschaft geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um durch die
Umsetzung nationaler Politiken und Strategien den Bedürf-
nissen dieser Mädchen gerecht zu werden, mit dem Ziel, Re-
gierungen, Gemeinwesen und Familien besser in die Lage zu
versetzen, ein unterstützendes Umfeld für sie zu schaffen, so
auch durch die Bereitstellung einer geeigneten Beratung und
psychosozialen Unterstützung, und indem sichergestellt wird,
dass sie eine Schule besuchen und gleichberechtigt mit ande-
ren Kindern Zugang zu Unterkunft, guter Ernährung sowie
Gesundheits- und Sozialdiensten haben;

18. legt den Staaten nahe, namentlich auf dem Weg der
bilateralen und multilateralen technischen Zusammenarbeit
und Finanzhilfe Maßnahmen zu Gunsten der gesellschaftli-
chen Wiedereingliederung von Kindern in schwierigen Situa-
tionen, insbesondere Mädchen, zu fördern, unter anderem un-
ter Berücksichtigung der Auffassungen, Fertigkeiten und Fä-
higkeiten, die die Kinder unter ihren jeweiligen Lebensbedin-
gungen entwickelt haben, und gegebenenfalls unter sinnvol-
ler Mitwirkung der Kinder selbst;

19. fordert alle Staaten und die internationale Gemein-
schaft nachdrücklich auf, die Rechte von Mädchen zu achten,
zu fördern und zu schützen, unter Berücksichtigung der be-
sonderen Schutzbedürftigkeit von Mädchen in Situationen
vor, während und nach Konflikten, und fordert die Staaten
ferner nachdrücklich auf, besondere Maßnahmen zum Schutz
von Mädchen zu ergreifen und sie insbesondere vor sexuell
übertragbaren Krankheiten wie HIV/Aids, vor geschlechts-
spezifischer Gewalt, namentlich Vergewaltigung und sexuel-
lem Missbrauch, vor sexueller Ausbeutung, Folter, Entfüh-
rung und Zwangsarbeit zu schützen, unter besonderer Be-
rücksichtigung von Mädchen, die Flüchtlinge oder Vertriebe-
ne sind, und bei der Leistung humanitärer Hilfe sowie bei
Prozessen der Entwaffnung, der Demobilisierung, der Reha-
bilitationshilfe und der Wiedereingliederung auf ihre beson-
deren Bedürfnisse einzugehen;

20. beklagt alle Fälle von sexueller Ausbeutung und se-
xuellem Missbrauch von Frauen und Kindern, insbesondere
Mädchen, in humanitären Krisensituationen, insbesondere

die Fälle, in die humanitäre Helfer und Friedenssicherungs-
kräfte verwickelt sind, und fordert die Staaten nachdrücklich
auf, wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung geschlechtsspe-
zifischer Gewalt in humanitären Notsituationen zu ergreifen
und alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um sicherzustellen,
dass angemessene Gesetze und Institutionen vorhanden sind,
um Akte geschlechtsspezifischer Gewalt zu verhüten bezie-
hungsweise umgehend zu untersuchen und strafrechtlich zu
verfolgen;

21. beklagt ferner alle Handlungen der sexuellen Aus-
beutung, des sexuellen Missbrauchs und des Frauen- und
Kinderhandels durch Militär-, Polizei- und Zivilpersonal, das
an Einsätzen der Vereinten Nationen beteiligt ist, begrüßt die
Anstrengungen, die die Organisationen und Friedenssiche-
rungseinsätze der Vereinten Nationen unternehmen, um dies-
bezüglich eine Null-Toleranz-Politik anzuwenden, und er-
sucht den Generalsekretär und die personalstellenden Länder,
auch weiterhin alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, die
notwendig sind, um derartige Übergriffe durch dieses Perso-
nal zu bekämpfen, namentlich durch die vollständige und un-
verzügliche Durchführung der in den einschlägigen Resolu-
tionen der Generalversammlung beschlossenen Maßnahmen
auf der Grundlage der Empfehlungen des Sonderausschusses
für Friedenssicherungseinsätze190;

22. fordert die Regierungen, die Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der Medien, sowie die nichtstaatlichen Organisa-
tionen auf, die Menschenrechtserziehung sowie die volle
Achtung und Wahrnehmung der Menschenrechte der Mäd-
chen zu fördern, unter anderem durch die Übersetzung und
Erstellung von altersgerechtem und geschlechtsspezifischem
Informationsmaterial über diese Rechte sowie dessen Vertei-
lung an alle Bereiche der Gesellschaft, insbesondere an Kin-
der;

23. ersucht den Generalsekretär, in seiner Eigenschaft
als Vorsitzender des Koordinierungsrats der Leiter der Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen dafür Sorge
zu tragen, dass alle Organisationen und Organe des Systems
der Vereinten Nationen, insbesondere das Kinderhilfswerk
der Vereinten Nationen, die Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, das Welter-
nährungsprogramm, der Bevölkerungsfonds der Vereinten
Nationen, der Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für
die Frau, die Weltgesundheitsorganisation, das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, das Amt des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen und die Inter-
nationale Arbeitsorganisation, bei Landeskooperationspro-
grammen im Einklang mit den nationalen Prioritäten, so auch
über den Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten
Nationen, einzeln und gemeinsam die Rechte und die beson-
deren Bedürfnisse von Mädchen berücksichtigen;

190 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 19 (A/59/19/Rev.1).



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

383

24. ersucht alle Menschenrechtsvertragsorgane und die
Menschenrechtsmechanismen des Menschenrechtsrats, ein-
schließlich der besonderen Verfahren, im Rahmen der Wahr-
nehmung ihres Mandats regelmäßig und systematisch ge-
schlechtsspezifische Aspekte zu berücksichtigen und in ihre
Berichte Angaben über die qualitative Analyse von Verlet-
zungen der Menschenrechte von Frauen und Mädchen aufzu-
nehmen, und befürwortet die Stärkung der diesbezüglichen
Zusammenarbeit und Koordinierung;

25. ersucht die Staaten, im Rahmen des weltweiten Be-
mühens um die großflächige Ausweitung der Anstrengun-
gen zur Erreichung des Ziels des allgemeinen Zugangs zu
umfassender Prävention, Behandlung, Betreuung und Unter-
stützung bis 2010 sicherzustellen, dass bei allen auf eine
umfassende HIV/Aids-Prävention, -Behandlung, -Betreu-
ung und -Unterstützung ausgerichteten Politiken und Pro-
grammen den durch HIV/Aids gefährdeten, damit infizierten
und davon betroffenen Mädchen, darunter schwangeren
Mädchen sowie jungen und jugendlichen Müttern, besonde-
re Aufmerksamkeit und Unterstützung zuteil wird;

26. bittet die Staaten, Initiativen zur Senkung der Preise
von antiretroviralen Medikamenten, insbesondere Zweitlini-
enmedikamenten, für Mädchen zu fördern, unter anderem bi-
laterale Initiativen und Initiativen des Privatsektors sowie die
von Gruppen von Staaten freiwillig ergriffenen Initiativen,
einschließlich der auf innovativen Finanzierungsmechanis-
men beruhenden Initiativen, die zur Mobilisierung von Res-
sourcen für die soziale Entwicklung beitragen, einschließlich
derjenigen, die darauf abzielen, den Entwicklungsländern auf
dauerhafter und berechenbarer Grundlage weiteren Zugang
zu erschwinglichen Medikamenten zu verschaffen, und
nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Internationalen
Fazilität zum Kauf von Medikamenten (UNITAID);

27. fordert alle Staaten auf, die Unterstützung auf den
Gebieten Nahrung und Ernährung mit dem Ziel zu integrie-
ren, dass Kinder, insbesondere Mädchen, jederzeit Zugang zu
ausreichenden und gesundheitlich unbedenklichen Nahrungs-
mitteln mit entsprechendem Nährwert haben, um ihren Er-
nährungsbedarf decken und ihren Nahrungsmittelpräferenzen
Rechnung tragen zu können, zu Gunsten eines aktiven und
gesunden Lebens und als Teil umfassender Maßnahmen zur
Bekämpfung von HIV/Aids und anderen übertragbaren
Krankheiten;

28. fordert die Staaten und die internationale Gemein-
schaft nachdrücklich auf, durch eine Erhöhung der Ressour-
cen auf allen Ebenen, insbesondere im Bildungs- und Gesund-
heitssektor, junge Menschen, insbesondere Mädchen, zum Er-
werb der Kenntnisse, Einstellungen und Kompetenzen zu be-
fähigen, die sie benötigen, um HIV/Aids und frühe Schwan-
gerschaften zu verhüten und das für sie erreichbare Höchst-
maß an körperlicher und geistiger Gesundheit, einschließlich
sexueller und reproduktiver Gesundheit, zu genießen;

29. fordert die Staaten, die internationale Gemeinschaft,
die zuständigen Institutionen der Vereinten Nationen, die Zi-
vilgesellschaft und die internationalen Finanzinstitutionen
nachdrücklich auf, durch die Zuweisung erhöhter Finanzmit-
tel auch weiterhin aktiv gezielte, innovative Programme zu
unterstützen, die der Beendigung der Verstümmelung weibli-
cher Genitalien und der Ausarbeitung und Durchführung von
Bildungsprogrammen und Sensibilisierungsseminaren über
die furchtbaren Auswirkungen dieser schädlichen Praxis auf
die Gesundheit von Mädchen dienen, und für diejenigen, die
diesen schädlichen Eingriff vornehmen, Ausbildungspro-
gramme anzubieten, damit sie einen alternativen Beruf wäh-
len können;

30. fordert die Staaten auf, die Kapazität der nationalen
Gesundheitssysteme zu stärken, und fordert in dieser Hinsicht
die internationale Gemeinschaft auf, die nationalen Anstren-
gungen zu unterstützen, namentlich durch die Zuweisung aus-
reichender Ressourcen für die Bereitstellung der grundlegen-
den Dienste, die erforderlich sind, um Geburtsfisteln zu ver-
hindern beziehungsweise im Bedarfsfall zu behandeln, indem
weiblichen Jugendlichen, namentlich denjenigen, die in Ar-
mut und in unterversorgten ländlichen Gebieten, in denen die
Geburtsfistel am häufigsten auftritt, leben, ein Versorgungs-
kontinuum geboten wird, das Familienplanung, Schwanger-
schaftsvor- und -nachsorge, fachgerechte Betreuung von Ent-
bindungen, Betreuung bei geburtshilflichen Notfällen und
Wochenbettbetreuung umfasst;

31. fordert die Staaten und die internationale Gemein-
schaft auf, ein Umfeld zu schaffen, in dem das Wohl des Kin-
des gewährleistet wird, unter anderem durch die Zusammen-
arbeit, Unterstützung und Mitwirkung bei den weltweiten An-
strengungen zur Beseitigung der Armut auf globaler, regiona-
ler und Landesebene, in der Erkenntnis, dass auf allen Ebenen
die Verfügbarkeit von Ressourcen erhöht und ihre wirksame
Zuweisung sichergestellt werden muss, um zu gewährleisten,
dass alle international vereinbarten Ziele für Entwicklung und
Armutsbekämpfung, einschließlich der in der Millenniums-
Erklärung dargelegten Ziele, in dem entsprechenden Zeitrah-
men verwirklicht werden, und in Bekräftigung dessen, dass
Investitionen in Kinder und die Verwirklichung ihrer Rechte
zu den wirksamsten Wegen der Armutsbeseitigung gehören;

32. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der sich
schwerpunktmäßig auch mit der Beendigung der Verstümme-
lung weiblicher Genitalien befasst, unter Heranziehung von
Informationen, die von den Mitgliedstaaten, den Organisatio-
nen und Organen des Systems der Vereinten Nationen und
von nichtstaatlichen Organisationen zur Verfügung gestellt
werden, mit dem Ziel, die Auswirkungen dieser Resolution
auf das Wohl von Mädchen zu bewerten.




